
   

 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
 

Änderung des BFA-Verfahrensgesetzes 

 
Artikel 2 

Änderung des BFA-Verfahrensgesetzes 

Zustellungen Zustellungen 

§ 11. (1) … § 11. (1) … 

(2) Ladungen im Zulassungsverfahren sind nur dem Asylwerber persönlich 
und – soweit eine Vertretung nach § 10 vorliegt oder es sich um 
Verfahrenshandlungen handelt, bei denen der Rechtsberater (§ 49) anwesend sein 
muss – einem Rechtsberater (§ 49) zuzustellen. Hat der Asylwerber auch einen 
gewillkürten Vertreter, ist dieser vom Rechtsberater (§ 49) über Ladungen und 
den Stand des Verfahrens schnellstmöglich zu verständigen, wenn der 
Asylwerber dies wünscht. 

(2) Ladungen im Zulassungsverfahren sind nur dem Asylwerber persönlich 
und – soweit eine Vertretung nach § 10 vorliegt oder der Asylwerber zu dem 
Rechtsberater (§ 49) verwiesen wurde (§ 29 Abs. 4 AsylG 2005) – einem 
Rechtsberater (§ 49) zuzustellen. Hat der Asylwerber auch einen gewillkürten 
Vertreter, ist dieser vom Rechtsberater (§ 49) über Ladungen und den Stand des 
Verfahrens schnellstmöglich zu verständigen, wenn der Asylwerber dies wünscht. 

(3) – (9) … (3) – (9) … 

Zentrale Verfahrensdatei Zentrale Verfahrensdatei 

§ 28. (1) - (4) … § 28. (1) - (4) … 

 (4a) Die Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (§ 1 Abs. 1 BBU-Errichtungsgesetz, 
BGBl. I Nr. XX/2019) ist ermächtigt, personenbezogene Daten gemäß Abs. 1 in 
die Zentrale Verfahrensdatei einzutragen und wird insoweit als 
Auftragsverarbeiter gemäß Art. 4 Z 8 DSGVO tätig. Sie ist in dieser Funktion 
verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO 
wahrzunehmen, und ist bei der Vornahme solcher Eintragungen an die 
Weisungen des Bundesamtes als datenschutzrechtlich Verantwortlicher (Art. 4 Z 
7 iVm Art. 26 Abs. 1 DSGVO) gebunden. 

(5) – (6) … (5) – (6) … 

Übermittlung personenbezogener Daten Übermittlung personenbezogener Daten 

§ 29. (1) Die gemäß §§ 27 Abs. 1 sowie 28 verarbeiteten personenbezogenen 
Daten dürfen folgenden Empfängern übermittelt werden, soweit diese sie zur 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen: 

§ 29. (1) Die gemäß §§ 27 Abs. 1 sowie 28 verarbeiteten personenbezogenen 
Daten dürfen folgenden Empfängern übermittelt werden, soweit diese sie zur 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen: 

 1. - 14. …  1. - 14. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 15. den Rechtsberatern (§§ 49 bis 52),  15. den Rechtsberatern, soweit die Durchführung der Rechtsberatung (§§ 49 
bis 52) noch nicht gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz von der 
Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung wahrgenommen wird, 

 16. den Rückkehrberatern,  16. den Rückkehrberatern, soweit die Durchführung der Rückkehrberatung 
und Rückkehrhilfe (§ 52a) noch nicht gemäß § 2 Abs. 1 Z 3 BBU-
Errichtungsgesetz von der Bundesagentur für Betreuungs- und 
Unterstützungsleistungen Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
wahrgenommen wird, 

 17. - 18. …  17. - 18. … 

 19. dem Bundesminister für Inneres.  19. dem Bundesminister für Inneres, 

  20. den mit der systematischen Überwachung von Abschiebungen (§ 46 
Abs. 6 FPG) betrauten Stellen, 

  21. der Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, soweit diese ihre Aufgaben 
gemäß § 2 Abs. 1 BBU-Errichtungsgesetz wahrnimmt. 

Im Übrigen sind Übermittlungen nur zulässig, wenn dafür eine ausdrückliche 
gesetzliche Ermächtigung besteht. 

Im Übrigen sind Übermittlungen nur zulässig, wenn dafür eine ausdrückliche 
gesetzliche Ermächtigung besteht. 

(2) – (3) … (2) – (3) … 

2. Hauptstück 2. Hauptstück 

Rechtsberatung Rechtsberatung 

Anforderungsprofil für Rechtsberater und juristische Personen  

§ 48. (1) Rechtsberater haben nachzuweisen:  

 1. den erfolgreichen Abschluss eines rechtswissenschaftlichen Studiums,  

 2. den erfolgreichen Abschluss eines Studiums mit vierjähriger 
Mindestdauer, einschließlich einer dreijährigen durchgehenden Tätigkeit 
im Bereich des Fremdenrechtes oder 

 

 3. eine mindestens fünfjährige durchgehende Tätigkeit im Bereich des 
Fremdenrechtes. 

 

(2) Rechtsberater sind unabhängig und haben ihre Aufgaben weisungsfrei 
wahrzunehmen. Sie haben ihre Beratungstätigkeit objektiv und nach bestem 
Wissen durchzuführen und sind in Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 

(3) Ein Rechtsberater hat während der Dauer seines Vertragsverhältnisses 
Gewähr für seine Verlässlichkeit zu bieten und sich jeglichen Verhaltens zu 
enthalten, das geeignet ist 

 

 1. die gewissenhafte Wahrnehmung seiner Aufgaben hintanzuhalten,  

 2. den Eindruck einer seinen Aufgaben widersprechenden Wahrnehmung 
seiner Pflichten zu erwecken oder 

 

 3. die Amtsverschwiegenheit zu gefährden.  

(4) Die Auswahl der Rechtsberater gemäß §§ 49 bis 51 obliegt dem 
Bundesminister für Inneres, die Auswahl der Rechtsberater gemäß § 52 obliegt 
dem Bundeskanzler. 

 

(5) Die Dauer des jeweiligen Rechtsberatungsverhältnisses richtet sich nach 
dem mit dem Bundesminister für Inneres oder dem Bundeskanzler 
abzuschließenden Vertrag. Eine Wiederbestellung als Rechtsberater begründet 
kein unbefristetes Vertragsverhältnis. Begeht ein Rechtsberater wiederholt und 
beharrlich Verletzungen seiner Pflichten, kann sein Vertrag mit sofortiger 
Wirkung gekündigt werden. 

 

(6) Der Bundesminister für Inneres und der Bundeskanzler können auch 
jeweils juristische Personen mit der Besorgung der Rechtsberatung gemäß §§ 49 
bis 52 betrauen. 

 

(7) Die Betrauung ist nur zulässig, wenn die juristische Person insbesondere  

 1. über eine ausreichende Anzahl an Rechtsberatern zur flächendeckenden 
Rechtsberatung im Bundesgebiet verfügt, 

 

 2. auf eine ausreichende Anzahl an Dolmetschern zur Unterstützung der 
Rechtsberatung zugreifen kann, 

 

 3. regelmäßige Fortbildungsmaßnahmen für die von ihr beschäftigten 
Rechtsberater gewährleistet, 

 

 4. über die notwendigen Geld- und Sachmittel verfügt, die eine 
flächendeckende Rechtsberatung und Dolmetschleistung im 
Bundesgebiet sicherstellen und 

 

 5. über die organisatorischen Möglichkeiten verfügt, die notwendig sind, 
ein Rechtsberatungssystem zu administrieren. 

 

Bei der Betrauung ist darauf zu achten, dass auszuwählende juristische Personen  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
für eine ordnungsgemäße Erfüllung ihrer Aufgaben Gewähr bieten, insbesondere 
auf Grund ihrer entsprechenden Tätigkeitsfelder sowie ihrer finanziellen und 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

(8) Die juristische Person hat nur solche Rechtsberater zu beschäftigen, die 
die Voraussetzungen gemäß Abs. 1, 2 und 3 erfüllen und ist ihre Anstellung 
unverzüglich an die, die juristische Person betrauende Stelle zu melden. 

 

(9) Der Bundesminister für Inneres und der Bundeskanzler können die 
Betrauung einzelner juristischer Personen mit sofortiger Wirkung aufheben und 
die damit erteilten Befugnisse widerrufen, wenn die juristische Person eine 
Voraussetzung gemäß Abs. 7 nicht mehr erfüllt oder ein von ihr mit der 
Durchführung der Rechtsberatung oder beratenden Unterstützung Beauftragter 
wiederholte und beharrliche Pflichtverletzungen begeht. In diesen Fällen stehen 
der juristischen Person keinerlei Ansprüche gegen den Bund zu, die über die 
Entschädigung für abgeschlossene Beratungen hinausgehen. 

 

Rechtsberatung im Zulassungsverfahren vor dem Bundesamt Rechtsberatung vor dem Bundesamt 

§ 49. (1) Im Zulassungsverfahren ist einem Asylwerber kostenlos ein 
Rechtsberater amtswegig zur Seite zu stellen. 

§ 49. (1) Fremden kann in offenen Verfahren im Zuständigkeitsbereich des 
Bundesamtes (§ 3 Abs. 2) eine kostenlose Rechtsberatung nach Maßgabe der 
faktischen Möglichkeiten gewährt werden. Die Rechtsberatung von Asylwerbern 
umfasst die Unterstützung bei der Beischaffung eines Dolmetschers und die 
Beratung über ihr Asylverfahren und ihre Aussichten auf Zuerkennung des Status 
des Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten. Auf eine 
Rechtsberatung besteht, ausgenommen in den Fällen des § 10 Abs. 3, 5 und 6 
sowie des § 29 Abs. 4 AsylG 2005, kein Rechtsanspruch. Erfolgt keine 
Rechtsberatung, so sind dem Fremden auf sein Verlangen rechts- und 
verfahrenstechnische Auskünfte kostenlos zu erteilen. 

(2) Rechtsberater haben Asylwerber vor jeder einer Mitteilung nach § 29 
Abs. 3 Z 3 bis 6 AsylG 2005 folgenden Einvernahme im Zulassungsverfahren 
über ihr Asylverfahren und ihre Aussichten auf Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten zu beraten; ihnen sind zu 
diesem Zweck bei Bedarf vom Bundesamt Dolmetscher beizugeben und das 
bisherige Ermittlungsergebnis im gesamten Umfang zur Verfügung zu stellen. 
Rechtsberater sind verpflichtet, an allen Einvernahmen zur Wahrung des 
Parteiengehörs im Zulassungsverfahren teilzunehmen. 

(2) Die Rechtsberatung und, soweit eine solche nicht gewährt wird, die 
Erteilung rechts- und verfahrenstechnischer Auskünfte, haben nur in den 
Amtsstunden des Bundesamtes zu erfolgen. 

(3) Bei unbegleiteten minderjährigen Asylwerbern hat der Rechtsberater als 
gesetzlicher Vertreter im Zulassungsverfahren bei jeder Befragung und bei jeder 

(3) Bei unbegleiteten minderjährigen Asylwerbern hat der Rechtsberater als 
gesetzlicher Vertreter im Zulassungsverfahren bei jeder Befragung und jeder 

594 der B
eilagen X

X
V

I. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

4 von 11

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



   

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einvernahme teilzunehmen. Einvernahme teilzunehmen. 

(4) Das Bundesamt legt für jede Erstaufnahmestelle die Zuständigkeit der 
Rechtsberater je nach Einbringung des Antrages fest. Die Übertragung der 
Aufgaben an einen anderen Rechtsberater kann im Einzelfall und nur mit 
Zustimmung dieses Beraters erfolgen. Ist eine juristische Person mit der 
Besorgung der Rechtsberatung im Zulassungsverfahren betraut, haben das 
Bundesverwaltungsgericht in den Fällen des § 10 Abs. 3, 5 und 6 und das 
Bundesamt, auch wenn dem Rechtsberater zuzustellen ist, lediglich der 
juristischen Person zuzustellen. 

 

(5) Der Bundesminister für Inneres verordnet die Höhe der Entschädigung 
der Rechtsberater für den Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person 
mit der Rechtsberatung im Zulassungsverfahren betraut, verordnet der 
Bundesminister für Inneres die Höhe der Entschädigung für den Zeit- und 
Arbeitsaufwand für die Rechtsberatung einschließlich der Dolmetschkosten in 
Form von Pauschalbeträgen pro beratenem Asylwerber. Die Entschädigung hat 
sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu 
orientieren. 

 

Beratende Unterstützung für Asylwerber im zugelassenen Verfahren vor 
dem Bundesamt 

 

§ 50. (1) Im zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt kann eine 
beratende Unterstützung eingerichtet werden. Die dort tätigen Rechtsberater 
unterstützen und beraten kostenlos Asylwerber im zugelassenen Verfahren nach 
Maßgabe der faktischen Möglichkeiten, sowie bei der Beischaffung eines 
Dolmetschers und gegebenenfalls bei der Leistung von Rückkehrberatung. Auf 
eine beratende Unterstützung besteht kein Rechtsanspruch. 

 

(2) Die Auswahl und Bestellung der Rechtsberater für die jeweilige 
Regionaldirektion obliegt dem Bundesminister für Inneres; in der Bestellung ist 
auch die Anzahl der zu leistenden Beratungsstunden zu bestimmen. 

 

(3) Die Rechtsberatung hat nach Maßgabe der faktischen Möglichkeiten und 
nur in den Amtsstunden des Bundesamtes zu erfolgen. 

 

(4) Der Bundesminister für Inneres verordnet die Höhe der Entschädigung 
der Rechtsberater für den Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person 
mit der beratenden Unterstützung im zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt 
betraut, verordnet der Bundesminister für Inneres die Höhe der Entschädigung für 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
den Zeit- und Arbeitsaufwand für die beratende Unterstützung einschließlich der 
Dolmetschkosten in Form von Pauschalbeträgen pro beratenem Asylwerber. Die 
Entschädigung hat sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen 
Person zu orientieren. 

(5) Die Rechtsberater haben monatlich dem Direktor des Bundesamtes über 
die Art und Dauer der durchgeführten Beratungen zu berichten. 

 

Sonstige Rechtsberatung  

§ 51. (1) Wird ein Fremder auf Grund eines Festnahmeauftrages gemäß 
§§ 34 Abs. 3 Z 1 iVm 40 Abs. 1 Z 1 festgenommen, ist diesem kostenlos ein 
Rechtsberater amtswegig vor der Behörde zur Seite zu stellen. 

 

(2) Rechtsberater haben den festgenommenen Fremden zu beraten sowie bei 
der Beischaffung eines Dolmetschers zu unterstützen. Rechtsberater sind 
berechtigt und auf Verlangen des Fremden verpflichtet, an allen 
Verfahrenshandlungen, die der Wahrung des Parteiengehörs dienen, 
teilzunehmen und haben an der Führung des Verfahrens so mitzuwirken, dass es 
zu keiner unnötigen Verzögerung kommt. § 7 AVG gilt. 

 

(3) Wird der Fremde in Straf- oder Untersuchungshaft angehalten, so hat die 
Rechtsberatung am Aufenthaltsort des Fremden stattzufinden. 

 

(4) Der Bundesminister für Inneres verordnet die Höhe der Entschädigung 
der Rechtsberater für den Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person 
mit der Rechtsberatung betraut, verordnet der Bundesminister für Inneres die 
Höhe der Entschädigung für den Zeit- und Arbeitsaufwand für die 
Rechtsberatung einschließlich der Dolmetschkosten in Form von 
Pauschalbeträgen pro beratenem Fremden. Die Entschädigung hat sich am zuvor 
eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu orientieren. 

 

Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 52. (1) Das Bundesamt hat den Fremden oder Asylwerber bei Erlassung 
einer Entscheidung, ausgenommen Entscheidungen nach § 53 BFA-VG und 
§§ 76 bis 78 AVG, oder einer Aktenvorlage gemäß § 16 Abs. 2 VwGVG mittels 
Verfahrensanordnung darüber zu informieren, dass ihm kostenlos ein 
Rechtsberater amtswegig zur Seite gestellt wird. Zugleich hat das Bundesamt den 
bestellten Rechtsberater oder die betraute juristische Person davon in Kenntnis zu 
setzen. 

§ 52. (1) Das Bundesamt hat den Fremden oder Asylwerber bei Erlassung 
einer Entscheidung, ausgenommen Entscheidungen nach § 53 BFA-VG, §§ 19, 
76 bis 78 AVG, §§ 46 Abs. 2 bis 2b, 60 Abs. 1 und 2, 69 Abs. 2, 88 bis 94 FPG 
und nach dem VVG, oder einer Aktenvorlage gemäß § 16 Abs. 2 VwGVG, 
schriftlich darüber zu informieren, dass ihm kostenlos ein Rechtsberater 
amtswegig zur Seite gestellt wird. Zugleich hat das Bundesamt den bestellten 
Rechtsberater oder die Bundesagentur für Betreuungs- und 
Unterstützungsleistungen Gesellschaft mit beschränkter Haftung davon in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kenntnis zu setzen.  

(2) Rechtsberater unterstützen und beraten Fremde oder Asylwerber 
jedenfalls beim Einbringen einer Beschwerde und im Beschwerdeverfahren 
gemäß Abs. 1 vor dem Bundesverwaltungsgericht, sowie bei der Beischaffung 
eines Dolmetschers. Rechtsberater haben den Beratenen die Erfolgsaussicht ihrer 
Beschwerde darzulegen. Auf deren Ersuchen haben sie die betreffenden Fremden 
oder Asylwerber auch im Verfahren, einschließlich einer mündlichen 
Verhandlung, zu vertreten. 

(2) Rechtsberater unterstützen und beraten Fremde oder Asylwerber 
jedenfalls beim Einbringen einer Beschwerde und im Beschwerdeverfahren 
gemäß Abs. 1 vor dem Bundesverwaltungsgericht, sowie bei der Beischaffung 
eines Dolmetschers. Rechtsberater haben ihre Beratungstätigkeit objektiv und 
nach bestem Wissen durchzuführen und den Beratenen die Erfolgsaussicht ihrer 
Beschwerde darzulegen. Auf deren Ersuchen haben sie die betreffenden Fremden 
oder Asylwerber auch im Verfahren, einschließlich einer mündlichen 
Verhandlung, zu vertreten. Im Fall der Erlassung eines Schubhaftbescheides 
bezieht sich die Beratung und Vertretung durch den Rechtsberater auch auf die 
unmittelbar vorangegangene Festnahme und Anhaltung nach diesem 
Bundesgesetz. 

(3) Der Bundeskanzler verordnet die Höhe der Entschädigung der 
Rechtsberater für den Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit 
der Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht betraut, verordnet der 
Bundeskanzler die Höhe der Entschädigung für den Zeit- und Arbeitsaufwand für 
die Rechtsberatung einschließlich der Dolmetschkosten in Form von 
Pauschalbeträgen pro beratenem Fremden oder Asylwerber. Die Entschädigung 
hat sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu 
orientieren. 

 

Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe 

§ 52a. (1) – (3) … § 52a. (1) – (3) … 

(4) Entschließt sich der Fremde dazu, die ihm angebotene Rückkehrhilfe 
anzunehmen und auszureisen, kann ihm vor der Ausreise finanzielle 
Unterstützung gewährt werden (§ 12 GVG-B 2005). Der Rechtsberater (§ 49 
BFA-VG) ist im Zulassungsverfahren dem abschließenden Gespräch über die 
Gewährung von Rückkehrhilfe beizuziehen. 

(4) Entschließt sich der Fremde dazu, die ihm angebotene Rückkehrhilfe 
anzunehmen und auszureisen, kann ihm vor der Ausreise finanzielle 
Unterstützung gewährt werden (§ 12 GVG-B 2005). 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 56. (1) – (12) … § 56. (1) – (12) … 

 (13) Die §§ 11 Abs. 2, 28 Abs. 4a, 49 samt Überschrift und Eintrag im 
Inhaltsverzeichnis, 52, 52a Abs. 4 sowie 58 Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Die §§ 48, 50 
und 51 samt Überschriften und Einträgen im Inhaltsverzeichnis treten mit Ablauf 
des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. XX/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer 
Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gelten die 
§§ 11 Abs. 2, 48 bis 51 samt Überschriften und Einträgen im Inhaltsverzeichnis, 
52 sowie 52a Abs. 4 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in 
der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/2019 weiter. 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 58. (1) – (5) …  § 58. (1) – (5) …  

 (6) Rechtsberatung sowie Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe, die nach 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor dem Inkrafttreten 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2019 gewährt wurden, gelten als 
Rechtsberatung sowie Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe nach diesem 
Bundesgesetz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2019. 

 
 

Änderung des Asylgesetzes 2005 

 
Artikel 3 

Änderung des Asylgesetzes 2005 

Sonderbestimmungen im Zulassungsverfahren Sonderbestimmungen im Zulassungsverfahren 

§ 29. (1) – (3) …  § 29. (1) – (3) …  

(4) Bei Mitteilungen nach Abs. 3 Z 3 bis 6 hat das Bundesamt den 
Asylwerber zu einem Rechtsberater (§ 49 BFA-VG) zu verweisen. Dem 
Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhändigen und eine 24 Stunden nicht zu 
unterschreitende Frist zur Vorbereitung einzuräumen. Der Asylwerber und der 
Rechtsberater (§ 49 BFA-VG) sind unter einem zu einer Einvernahme zur 
Wahrung des Parteiengehörs nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser 
Frist hat eine Rechtsberatung (§§ 49, 50 BFA-VG) zu erfolgen; dem 
Rechtsberater (§ 49 BFA-VG) ist unverzüglich eine Aktenabschrift, soweit diese 
nicht von der Akteneinsicht ausgenommen ist (§ 17 Abs. 3 AVG), zugänglich zu 
machen (§ 29 Abs. 1 Z 15 BFA-VG). Die Rechtsberatung hat, wenn der 
Asylwerber in der Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird 
der Asylwerber angehalten, kann die Rechtsberatung auch in den Hafträumen 
erfolgen. 

(4) Soll bei Mitteilungen nach Abs. 3 Z 3 bis 6 innerhalb von 72 Stunden ab 
Ausfolgung der Mitteilung eine Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehörs 
erfolgen, so ist der Asylwerber an einen Rechtsberater (§ 49 BFA-VG) zu 
verweisen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind diesfalls unter einem zu 
einer Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehörs zu laden, welche frühestens 
nach Ablauf von 24 Stunden stattfinden darf. Dem Rechtsberater ist unverzüglich 
der Akteninhalt, soweit dieser nicht von der Akteneinsicht ausgenommen ist (§ 17 
Abs. 3 AVG), zugänglich zu machen (§ 29 Abs. 1 Z 15 BFA-VG). Nimmt der 
Asylwerber die Rechtsberatung nicht in Anspruch, so hindert dies die 
Einvernahme und die Erlassung einer Entscheidung nicht. Die Rechtsberatung 
hat, wenn der Asylwerber in der Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser 
stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die Rechtsberatung auch in 
den Hafträumen erfolgen. 

(5) Bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehörs hat der 
Rechtsberater (§ 49 BFA-VG) anwesend zu sein. Zu Beginn dieser Einvernahme 
ist dem Asylwerber das bisherige Beweisergebnis vorzuhalten. Der Asylwerber 
hat die Möglichkeit, weitere Tatsachen und Beweismittel anzuführen oder 

(5) Erfolgte gemäß Abs. 4 eine Rechtsberatung (§ 49 BFA-VG), hat der 
Rechtsberater bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehörs anwesend zu 
sein. Zu Beginn dieser Einvernahme ist dem Asylwerber das bisherige 
Beweisergebnis vorzuhalten. Der Asylwerber hat die Möglichkeit, weitere 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorzulegen. Tatsachen und Beweismittel anzuführen oder vorzulegen. 

(6) …  (6) …  

Zeitlicher Geltungsbereich Zeitlicher Geltungsbereich 

§ 73. (1) – (20) … § 73. (1) – (20) … 

 (21) § 29 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX 
tritt mit 1.Jänner 2020 in Kraft. Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-
Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. XX/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer 
Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt § 29 
Abs. 4 und 5 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/2019 weiter. 

 
 

Änderung des Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005 

 
Artikel 4 

Änderung des Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005 

Gewährung der Versorgung Gewährung der Versorgung 

§ 2. (1) – (1b) …  § 2. (1) – (1b) …  

(1c) Übersteigt zum Zeitpunkt der Beendigung der Versorgung durch den 
Bund der sichergestellte Bargeldbetrag (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) den 
finanziellen Beitrag gemäß Abs. 1b, so ist der Differenzbetrag ohne unnötigen 
Aufschub dem Asylwerber oder dessen gesetzlichen Vertreter von Amts wegen 
gegen Bestätigung auszufolgen. Auf Antrag ist mit Bescheid festzustellen, ob und 
gegebenenfalls in welcher Höhe die Ausfolgung eines Differenzbetrages gebührt. 
Ein solcher Antrag ist bei sonstiger Unzulässigkeit binnen zwei Wochen ab der 
Ausfolgung des Differenzbetrages oder mangels einer solchen ab der Beendigung 
der Versorgung durch den Bund beim Bundesamt einzubringen. 

(1c) Übersteigt zum Zeitpunkt der Beendigung der Versorgung durch den 
Bund der sichergestellte Bargeldbetrag (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) den 
finanziellen Beitrag gemäß Abs. 1b, so ist der Differenzbetrag ohne unnötigen 
Aufschub dem Asylwerber oder dessen gesetzlichen Vertreter von Amts wegen 
gegen Bestätigung auszufolgen. Auf Antrag ist mit Bescheid festzustellen, ob und 
gegebenenfalls in welcher Höhe die Ausfolgung eines Differenzbetrages gebührt. 
Ein solcher Antrag ist bei sonstiger Unzulässigkeit binnen zwei Wochen ab der 
Ausfolgung des Differenzbetrages oder mangels einer solchen ab der Beendigung 
der Versorgung durch den Bund beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
(Bundesamt) einzubringen. 

(1d) – (7) … (1d) – (7) … 

Durchführung der Versorgung Durchführung der Versorgung 

§ 4. (1) Zur Durchführung der Versorgung kann sich der Bundesminister für 
Inneres, soweit dies nicht auf Grund Art. 3 Abs. 5 
Grundversorgungsvereinbarung ausgeschlossen ist, humanitärer, kirchlicher oder 
privater Einrichtungen bedienen; diese werden für den Bundesminister für 
Inneres tätig und haben diesem über Aufforderung oder bei sonstiger 

§ 4. (1) Zur Durchführung der Versorgung bedient sich der Bundesminister 
für Inneres der Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (§ 1 Abs. 1 BBU-Errichtungsgesetz, 
BGBl. I Nr. XX/2019). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Notwendigkeit zu berichten und sind an dessen Weisungen gebunden. 

(2) Die beauftragten Einrichtungen haben die in Vollziehung dieses Gesetzes 
eingesetzten Bediensteten vertraglich zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(2) Wird vom Bundesamt gemäß § 43 Abs. 2 Z 2 BFA-VG angeordnet, dass 
die Vorführung zu unterbleiben hat, so kann eine Versorgung nach diesem 
Bundesgesetz unterbleiben, wenn die Versorgung anders sichergestellt ist. 

(3) Wird vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt) gemäß 
§ 43 Abs. 2 Z 2 BFA-VG angeordnet, dass die Vorführung zu unterbleiben hat, so 
kann eine Versorgung nach diesem Bundesgesetz unterbleiben, wenn die 
Versorgung anders sichergestellt ist. 

 

Betreuungsinformationssystem und Datenschutzbestimmungen Betreuungsinformationssystem und Datenschutzbestimmungen 

§ 8. (1) Die Behörde, die mit der Versorgung von Fremden gemäß Art. 2 
Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung betrauten Dienststellen der Länder 
und der Bundesminister für Inneres sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß 
Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 DSGVO ermächtigt, 
personenbezogene Daten von zu versorgenden Menschen gemeinsam in der Art 
zu verarbeiten, dass jeder Verantwortliche auch auf jene Daten in der 
Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den anderen Verantwortlichen zur 
Verfügung gestellt wurden (Betreuungsinformationssystem). Die Daten haben 
sich dabei auf die für die Versorgung relevanten Umstände zu beziehen, wie 
insbesondere Namen, Geburtsdaten, persönliche Kennzeichen, Herkunftsland, 
Dokumentendaten, Berufsausbildung, Religionsbekenntnis, Volksgruppe, 
Gesundheitszustand und sichergestellte Bargeldbeträge gemäß § 39 Abs. 3 BFA-
VG. 

§ 8. (1) Die Behörde, die mit der Versorgung von Fremden gemäß Art. 2 
Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung betrauten Dienststellen der Länder 
und der Bundesminister für Inneres sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß 
Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 DSGVO ermächtigt, 
personenbezogene Daten von zu versorgenden Menschen gemeinsam in der Art 
zu verarbeiten, dass jeder Verantwortliche auch auf jene Daten in der 
Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den anderen Verantwortlichen zur 
Verfügung gestellt wurden (Betreuungsinformationssystem). Die Daten haben 
sich dabei auf die für die Versorgung relevanten Umstände zu beziehen, wie 
insbesondere Namen, Geburtsdaten, persönliche Kennzeichen, Herkunftsland, 
Dokumentendaten, Berufsausbildung, Religionsbekenntnis, Volksgruppe, 
Gesundheitszustand und sichergestellte Bargeldbeträge gemäß § 39 Abs. 3 BFA-
VG. 

 (1a) Die Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist ermächtigt, personenbezogene Daten 
gemäß Abs. 1 in das Betreuungsinformationssystem einzutragen und wird 
insoweit als Auftragsverarbeiter gemäß Art. 4 Z 8 DSGVO tätig. Sie ist in dieser 
Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h 
DSGVO wahrzunehmen, und bei der Vornahme solcher Eintragungen an die 
Weisungen der Behörde oder des Bundesministers für Inneres als jeweils 
datenschutzrechtlich Verantwortlichen (Art. 4 Z 7 iVm Art. 26 Abs. 1 DSGVO) 
gebunden. 

(2) - (17) … (2) - (17) … 

Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe 

§ 12. (1) – (2) … § 12. (1) – (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Der Bundesminister für Inneres kann Rückkehrberatungsstellen 
einrichten, die die in Abs. 1 bezeichneten Personen auf Rückkehrmöglichkeiten 
hinweisen und über alle damit zusammenhängenden Fragen beraten. Der 
Bundesminister für Inneres kann sich dazu auch einschlägiger Organisationen 
bedienen. 

(3) Der Bundesminister für Inneres kann Rückkehrberatungsstellen 
einrichten, die die in Abs. 1 bezeichneten Personen auf Rückkehrmöglichkeiten 
hinweisen und über alle damit zusammenhängenden Fragen beraten. Der 
Bundesminister für Inneres bedient sich dabei der Bundesagentur für Betreuungs- 
und Unterstützungsleistungen Gesellschaft mit beschränkter Haftung (§ 1 Abs. 1 
BBU-Errichtungsgesetz). 

§ 16. (3) – (23) … § 16. (3) – (23) … 

 (24) Die §§ 2 Abs. 1c, 4 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2019 treten mit 1. Juli 2020 in Kraft. § 12 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2019 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Wird der 
in § 2 Abs. 3 Z 1 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. XX/2019, festgelegte 
Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz 
verschoben, gelten die §§ 4 und 8 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten 
Zeitpunkt in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/2019 weiter. 
Wird der in § 2 Abs. 3 Z 3 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. XX/2019, 
festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-
Errichtungsgesetz verschoben, gilt § 12 Abs. 3 bis zu dem in dieser Verordnung 
festgelegten Zeitpunkt in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
XX/2019 weiter. 
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